Europäische Union in der WTO

Die Europäische Union trat der Welthandelsorganisation im Jahr 1995 bei und spielt seither eine Schlüsselrolle in der WTO da sie eine gemeinsame Handelspolitik vorzuweisen hat, in der die Europäische Kommission im Namen seiner 25 Mitgliedsstaaten verhandelt, als geschlossenes Organ auftritt und zumeist alleinig für seine Mitglieder spricht.

Die rechtliche Grundlage für den Außenhandel stellt der Artikel 133 des EG-Vertrages von Nizza dar, auf dessen Basis die Europäische Kommission im Namen der Mitgliedstaaten, beraten von einem speziellen Ausschuss – dem Artikel 133 Ausschuss- ihre Entscheidungen trifft. Dieses Komitee setzt sich aus Repräsentanten der 25 Mitgliedsstaaten und Teilen der Europäischen Kommission zusammen. Die Hauptaufgabe liegt logischerweise in der Koordination der EU- Außenhandelspolitik. Dieser besondere Ausschuss trifft und berät sich wöchentlich im Hauptsitz des Ministerrats in Brüssel, wo es über alle Aspekte der Handelspolitik berät. Mit diesem Komitee stellt die Europäische Kommission sicher, dass sich alle Mitgliedstaaten mit der zukünftigen Handelspolitik im Klaren sind. 

Die Entscheidungsfindung läuft in etwa folgendermaßen ab: Die Europäische Kommission unterbreitet dem Rat Vorschläge und Empfehlungen, der daraufhin wiederum die Kommission zur Aufnahme von Verhandlungen ermächtigt. Es ist hierbei für beide Organe zu beachten, dass die ausgehandelten Abkommen mit den internen Politiken und Vorschriften vereinbar sind.

 Weiters ist im Artikel 133 geregelt, dass der Rat bei Übereinkommen von Dienstleistungen und handelspolitischer Aspekte des geistigen Eigentums mit qualifizierter Mehrheit zu entscheiden hat. Einstimmigkeit ist hingegen dann von Nöten, wenn ein Abkommen einen Bereich betrifft, dessen EU-interne Vorschriften Einstimmigkeit verlangen. Weiters fallen der Bereich des Handels mit kulturellen und audiovisuellen Dienstleistungen sowie Dienstleistungen in den Bereichen Bildung, Soziales und Gesundheitswesen in die gemischte Zuständigkeit der Gemeinschaft und ihrer Mitgliedsstaaten und verlangen daher auch die einvernehmliche Zustimmung der Mitgliedsstaaten.

Geführt werden die eigentlichen Verhandlungen von Beamten der Generaldirektion für Handel. Die Koordination mit den Mitgliedsstaaten ist jederzeit durch den Artikel 133 Ausschuss sichergestellt und es wird durchgehend Kontakt mit dem EU Parlament gehalten.

Diesem stehen weniger Aufgaben in Bezug auf Handelspolitik zu. Entsprechend dem EG-Vertrag muss das Europäische Parlament nur bei Verträgen seine Einwilligung bekunden, wenn andere Themenbereiche als der Aussendhandel von diesen Entscheidungen betroffen sind. Nichts desto trotz bevorzugt die Kommission eine stärkere Einbeziehung des Parlaments und konsultiert und informiert das Parlament so oft wie möglich. Der Entwurf der neuen EU-Verfassung soll dem Europäischen Parlament jedoch mehr Macht in Handelsangelegenheiten zubilligen.

Besondere Bedeutung misst die EU dem reibungslosen Funktionieren des Streitbeilegungsgremiums zu. In den letzten Jahren hat sich die europäische Union im Rahmen der WTO- Verhandlungen für weltweite Verhandlungen zum Ausbau des multilateralen Handelssystems und die Einbindung der Zivilgesellschaft in die Verhandlungen eingesetzt. Der Beitritt neuer Mitgliedsländer aber auch die Fortsetzung der Doha Runde waren große Leistungen der EU

